Entwurf eines Ortsgesetzes liber vorhabenbezogene Stellplitze fir Kraftfahrzeuge,
Fahrradabstellplatze und Mobilititsmanagement bei Bauvorhaben in der Stadtge-
meinde Bremen

(Mobilitats-Bau-Ortsgesetz - MobBauOG HB)

Fassung Anderun_gen nach Anhoérung nach rechtsformlicher Prifung durch SJV und
abgestimmter Uberarbeitung durch SKUMS FB-01 mit den Abteilungen 5 und 6

Stand 6. Dezember 2021

—

Anpassung der Paragraphenfolge als Ergebnis der rechtsformlichen Priifung)
Name des Ortsgesetzes zur Verdeutlichung des Regelungszweckes angepasst

§ 2 Nummer 1 ,Kernzone Innenstadt® wird in ,inneres Stadtgebiet® umbenannt

w Nh o=

§ 3 Absatz2  Ausbau und Aufstockungen zu Wohnzwecken im Bestand vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen (Regelung in Anlehnung an § 2 Absatz 2 KSpOG)

4. Zu § 4 Absatz 1, Anlage 2, Nummern 8.1 bis 8.6 (Richtzahlentabelle) bei Schulen und
Kindertagesstatten wird die Anzahl der Klassen und Gruppenraume die malfgebliche
Bezugsgrolie; fir Hochschulen und Fachhochschulen kann eine abweichende Nach-
weisflihrung zugelassen werden

5.  § 6 der Anhdrungsfassung (Herstellungsbeschrankung fir Stellplatze) wurde gestri-
chen. Die Regelungsinhalte wurden in § 6 Absatz 2 (neu) Uberfiihrt, bzw. ergeben sich
bereits aus § 1 Absatz 1.

6. §7Absatz1Nr.3 Schwellenwert fir verpflichtendes Mobilititsmanagement
(MobM) in der Gebietszone Il eingefligt

§ 7 Absatz3  Vorbehalt bei Pooling-Moéglichkeit wird in Regelvorschrift umgestaltet

§ 7 Absatz4  verpflichtende Vorabstimmung fir MobM wird in eine Anzeigepflicht
umgestaltet (abgeschwachte Vorprifungsmadglichkeit, die hdhere Flexibilitat hinsichtlich
der verfiigbaren Personalressourcen ermdéglicht. Der Kompromissvorschlag von Politik
und Ressortleitung einer ,freiwilligen Vorabstimmung, wird von Abteilung 5 und FB-01
aus verfahrensékonomischen Grinden nicht beflirwortet und ist deshalb im Entwurf
nicht umgesetzt).

9. § 8 Absatz 2 Buchstabe b in den Gebietszonen Il und Il wird die zulassige Entfer-
nung von 200 auf 300 Meter angehoben,

10. § 8 Absatz8 klarstellender Hinweise auf GEIG des Bundes mit Anforderungen an
die Ausstattung von Ladeinfrastruktur fir Elektromobilitat

11. §9 Absatz3 Satz3  Streichung der verpflichtenden Lademdglichkeit fir E-Bikes in
Wohngebauden zugunsten einer freiwilligen MobM-Mallnahme

12. § 13 Absatz 2 Nr. 1 neuer Abweichungstatbestand zum Verzicht oder Reduzierung
des verpflichtenden MobMs in allen Zonen zugunsten einer Realherstellung von Stell-
platzen

13. § 13 Absatz 3 Nr. 1 Abweichungsmdglichkeit fir Nichtwohnungsbau nur, wenn
MobM nicht funktionsgerecht maéglich ist

14.  § 14 Nummer 3 neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand der Zweckentfremdung
hinzugeflgt



Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Stadtbirgerschaft aufgrund des § 86 Ab-
satz 1 Nummer 4 und 5 der Bremischen Landesbauordnung vom 4. September 2018
(Brem.GBI. S. 320 — 2130-d-1a), zuletzt geandert durch Gesetz vom 22. September 2020
(Brem.GBI. S. 963) beschlossene Ortsgesetz:

§1
Anwendungsbereich und Zustandigkeiten

(1) Dieses Ortsgesetz gilt fur das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen einschlieRlich des
stadtbremischen Uberseehafengebiets Bremerhaven, soweit nicht durch Bebauungs-
plane oder andere stadtebauliche oder als ortliche Bauvorschriften erlassene Ortsge-
setze entgegenstehende Regelungen getroffen worden sind.

(2) Dieses Ortsgesetz regelt
1.  allgemeine Anforderungen

a) an die Erforderlichkeit, Anzahl, Gré3e, Beschaffenheit und Gestaltung von
Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen im Sinne des
§ 49 Absatz 1 der Bremischen Landesbauordnung,

b) an ein notwendiges, vorhabenbezogenes Mobilititsmanagement,

c) an eine Beschrankung zur Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge
in bestimmten Teilen des Gemeindegebietes, soweit Griinde des Verkehrs
oder stadtebauliche Griinde dies erfordern,

d) aneine nach § 49 Absatz 2 der Bremischen Landesbauordnung mogliche
Abldsung der Herstellungspflicht sowie die Héhe und Verwendung der Ab-
Idsungsbetrage.

2.  die Gestaltung der Stellplatze sowie die Notwendigkeit einer Bepflanzung.

(3) 'Zustandig fir den Vollzug dieses Gesetzes ist die untere Bauaufsichtsbehoérde. 2So-
fern Mobilititsmanagementmalinahmen nach § 7 umzusetzen sind, ist die fur Mobilitat
zustandige Stelle verantwortlich; eine Bekanntmachung der jeweils zustandigen Stelle
erfolgt im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen.

§2
Gebietszonen

'Das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen ist in der als Anlage 1 beigefligten Ubersichtskarte
im Mafstab 1 : 25 000 dargestellt und wird unter Berlicksichtigung der ortlichen Verkehrsver-
héltnisse in folgende Gebietszonen eingeteilt:

1. in die Gebietszone |, welche das innere Stadtgebiet umfasst,

2. indie Gebietszone I, welche aulRerhalb der Gebietszone | die innenstadtnahen Quar-
tiere sowie die Ortsteile Vegesack und Grohn umfasst und

3.  die Gebietszone lll, welche das Ubrige Stadtgebiet und die AuRenbereiche einschlief3-
lich des stadtbremischen Uberseehafengebiets Bremerhaven umfasst.
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Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

§3
Pflicht zur Erfullung des Mobilitatsbedarfs

(1) 'Bauliche Anlagen und sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu er-
warten ist, durfen entsprechend § 49 Absatz 1 der Bremischen Landesbauordnung nur er-
richtet, gedndert oder in ihrer Art der Nutzung geandert werden, wenn der durch das Vorha-
ben ausgeldste Mobilitdtsbedarf nach §§ 4 und 5 ermittelt und mit den Instrumenten nach § 6
erfullt wird. 2Dies gilt auch fir mégliche Mehrbedarfe aufgrund von baulichen Anderungen o-
der Nutzungsanderungen. 3Die Bagatellgrenze nach § 5 Absatz 3 bleibt unber(hrt.

(2) "Absatz 1 gilt nicht, wenn durch Aufstockungen, Ausbau oder Umnutzung von bestehen-
den Gebauden zusatzliche Wohneinheiten geschaffen werden sollen. 2Fiir zusatzlich erfor-
derliche Fahrradabstellplatze gilt dies jedoch nur, sofern deren Herstellung nach den Anfor-
derungen dieses Gesetzes nicht oder nur mit einem unverhaltnismaRigen Mehraufwand
moglich ist.

§4
Ermittlung des Mobilitatsbedarfs

(1) 'Der vorhabenbezogene Mobilitatsbedarf ist fiir jede vorhabenbezogene Art der Nut-
zung anhand der Anzahl an rechnerisch bendtigten Stellplatzeinheiten fur Kraftfahr-
zeuge (Stellplatznormbedarf) und notwendigen Fahrradabstellplatzen entsprechend
der Richtzahlentabelle nach Anlage 2 zu ermitteln. 2Fiir Hochschulen und Fachhoch-
schulen einschlieBlich ihrer Forschungsbereiche nach Nummer 8.5 der Anlage 2 kann
die untere Bauaufsichtsbehérde eine abweichende Nachweisflihrung zulassen.

(2) 'Die Richtzahlen fiir den Stellplatznormbedarf beziehen sich auf den Einstellplatzbedarf
flr Personenkraftwagen.? Einstellplatze flr Lastkraftwagen und Autobusse sind zusétz-
lich oder kompensatorisch in ausreichender Anzahl nachzuweisen, sofern die Art der
Nutzung der baulichen Anlage dies erfordert.

(3) 'Fur bauliche Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 2 nicht aufgefiihrt ist, oder bei
atypischer Art der Nutzung bemisst sich der Stellplatznormbedarf und die Anzahl an
notwendigen Fahrradabstellplatze nach dem voraussichtlichen tatsachlichen Bedarf.
2Dabei ist auch zu priifen, ob vergleichbare Richtzahlen nach der Anlage 2 herangezo-
gen werden kénnen.

(4) 'Bei Vorhaben mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich der Stellplatznormbe-
darf und die Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen nach dem grofiten gleich-
zeitigen Bedarf. 2Eine wechselseitige Benutzung der Stellplatze flr Kraftfahrzeuge ist
zulassig, sofern die Verflgbarkeit jederzeit sichergestellt ist.

(5) 'Ergeben sich bei der Berechnung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs Dezimal-
stellen, so sind diese erst nach der Addition der einzelnen Stellplatznormbedarfe ver-
schiedener Nutzungen nach mathematischen Regeln zu runden. ?Satz 1 gilt fir die Be-
rechnung der Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplatzen entsprechend.

§5
Reduzierung des Stellplatznormbedarfs, Bagatellgrenze

(1)  'Der sich aus der Anlage 2 ergebene Stellplatznormbedarf wird vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 unter Bericksichtigung integrativer Lagen und der unterschiedlichen Erschlie-
Bung der Stadtgemeinde durch den éffentlichen Personennahverkehr wie folgt verrin-

gert:
1. in den Gebietszonen | und Il um 40 Prozent,
2. in der Gebietszone |l um 20 Prozent.
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

(2)

(3)

(2)

(4)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

2§ 4 Absatz 5 gilt entsprechend mit der MaRgabe, dass eine Rundung erst nach der
prozentualen Verringerung erfolgt.

Von der Reduzierung nach Absatz 1 ausgenommen sind:
1. Wohnnutzungen nach Nummer 1 der Richtzahlentabelle der Anlage 2 sowie

2. kraftfahrzeugaffine Nutzungen nach Nummer 9.3 bis 9.5 der Richtzahlentabelle
der Anlage 2.

'Eine Pflicht zur Erflllung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs mit den Instru-
menten nach § 6 besteht nicht, soweit der nach Maligabe dieses Gesetzes rechnerisch
ermittelte Stellplatznormbedarf flr Kraftfahrzeuge weniger als vier Stellplatzeinheiten
betragt. 2Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Fahrradabstellplatze bleibt hier-
von unberuhrt.

§6
Instrumente zur Erfiillung des Mobilitatsbedarfs

Der vorhabenbezogene Mobilitatsbedarf ist in Bezug auf den nach §§ 4 und 5 ermittel-
ten Stellplatznormbedarf fir Kraftfahrzeuge kombinierbar zu erfillen durch:

1. Mobilititsmanagementmalinahmen nach § 7,
2. Herstellung von Stellplatzen nach § 8,
3. Zahlung eines entsprechenden Ablésungsbetrages nach § 10.

In der Gebietszone | ist die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge nur aus-
nahmsweise nach Erteilung einer Abweichung gemaR § 13 Absatz 2 Nummer 2 zulas-
sig (ausnahmsweise zulassige Stellplatze).

Der vorhabenbezogene Mobilitatsbedarf ist in Bezug auf die ermittelte Anzahl an not-
wendigen Fahrradabstellplatzen zu erfillen durch:

1. Herstellung nach § 9,

2. ausnahmsweise durch Zahlung eines entsprechenden Abldsungsbetrages ge-
maf § 11 nach Erteilung einer Abweichung gemaf § 13 Absatz 2 Nummer 7.

'Die beabsichtigte Umsetzung der Erflillungspflicht nach den Absétzen 1 bis 3 ist als
Bauvorlage nach § 9 Absatz 5 Nummer 3 der Bremischen Bauvorlagenverordnung
durch die Bauherrin oder den Bauherren mit Einreichung des Bauantrages bei der unte-
ren Bauaufsichtsbehorde in Textform zu dokumentieren. 2Die Feststellung der Erflllung
des vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarfs, insbesondere die Zulassung von Mal3nah-
men des Mobilititsmanagements nach § 7 und die Festlegung ihrer Dauer sind Gegen-
stand der Baugenehmigung. *Sofern bei Vorhaben, die gemaR § 62 der Bremischen
Landesbauordnung keiner Baugenehmigung bedurften, Zulassungsentscheidungen
nach § 7 oder Abweichungen nach § 13 erforderlich sind, sind diese Gegenstand einer
isolierten Prifung.

§7
Mobilitatsmanagement

"WVon dem nach §§ 4 und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf sind fiir die Erfullung des
vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarfs vorbehaltlich des § 10 Absatz 3 durch ein not-
wendiges Mobilitatsmanagement im Sinne von § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b
der Bremischen Landesbauordnung mindestens folgende Anteile mit MaRnahmen
nach Absatz 2 zu ersetzen:

1. in der Gebietszone | drei Viertel der Stellplatze,

2. in der Gebietszone Il die Halfte der Stellplatze und
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

3. in der Gebietszone lll ein Viertel der Stellplatze, sofern der nach MalRgabe dieses
Gesetzes rechnerisch ermittelte Stellplatznormbedarf mindestens acht Stellplatz-
einheiten betragt, wobei der Stellplatznormbedarf mehrerer Vorhaben des glei-
chen Vorhabentragers, die in einem engen zeitlichen und raumlichen Zusammen-
hang entstehen sollen, dabei zusammengerechnet wird.

2Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 3 besteht in der Gebietszone Il unabhangig
von dem ermittelten Stellplatznormbedarf nicht, sofern das Vorhabengrundstiick in den
Ortsteilen Blockland, Strom, Seehausen, Werderland, im stadtbremischen Uberseeha-
fengebiet Bremerhaven oder im Aufdenbereich im Sinne von § 35 des Baugesetzbu-
ches liegt.

"Maflnahmen eines Mobilitdtsmanagements im Sinne dieses Gesetzes sind alle Maf-
nahmen, die unter Beriicksichtigung der értlichen Verkehrsverhaltnisse und der zu er-
wartenden Nutzung der baulichen Anlage geeignet sind, den Bedarf an Stellplatzen fir
Kraftfahrzeuge dauerhaft zu reduzieren oder zu einer Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs beizutragen. ?Als geeignete MaRnahmen des Mobilitatsmanage-
ments im Sinne des Satzes 1 kdnnen insbesondere zugelassen werden:

1. Zurverfugungstellung von

a) Zeitkartenkontingenten fiir den Offentlichen Personennah- und Fernverkehr
sowie

b) Carsharing-Mitgliedschaften fiir die Nutzer der Anlage,

2. Errichtung und Einbindung von Car-Sharing Stationen auf dem Baugrundstiick
oder einem anderen geeigneten Grundstiick in der naheren Umgebung und

3.  Errichtung von zusatzlichen Fahrradabstellplatzen, insbesondere mit Ausstat-
tungsmerkmalen nach § 9 Absatz 4.

3In Kombination mit MaRnahmen nach Satz 2 kénnen insbesondere erganzend zuge-
lassen werden:

1. Zurverfligungstellung von Lastenradsharing oder Bikesharing-Mitgliedschaften
sowie weitere Sharing-Angebote, wie zum Beispiel Elektro-Tretrollersharing, fur
die Nutzer der Anlage,

2. Anschaffung und Zurverfiigungstellung von Lastenfahrradern, Fahrradanhangern
oder vergleichbare Angebote fir Nutzer der Anlage,

Einrichtung und Betrieb einer Fahrradwerkstatt und

gebrauchsfertige Ausstattung von Ladeinfrastruktur fir elektronisch betriebene
Carsharing-Pkw, E-Lastenrader, E-Bikes und Pedelcs.

“Die Kategorisierung der zulassigen MobilititsmanagementmafRnahmen nach Satz 2
und 3 entsprechend ihrer verkehrlichen Wirkung ergibt sich aus Anlage 3. *Weitere
Maflinahmen kdnnen zugelassen werden, sofern im Rahmen eines Mobilitdtskonzeptes
glaubhaft dargestellt wird, dass dadurch auf die Nutzung von Kraftfahrzeugen verzich-
tet oder der durch die Art der Nutzung verursachte Zu- und Abgangsverkehr dauerhaft
verringert und deshalb die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge entbehrlich
wird. ®AusschlieBlich vertragliche Regelungen zum Verzicht auf die Nutzung von Kraft-
fahrzeugen sind unzulassig. "Samtliche Mobilitatsmanagementmalnahmen sind mitei-
nander kombinierbar und wahrend der Laufzeit durch ein Kommunikationskonzept flr
die Nutzerschaft der Anlage zu begleiten. 8Der Kapitaleinsatz fir Mobilitaitsmanage-
mentmalinahmen soll sich am jeweiligen Abléseaquivalent nach § 10 Absatz 1 oder 2
orientieren.

'Es ist zulassig, den vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarf verschiedener Bauvorhaben
ganz oder teilweise durch gebiindelte MobilitdtsmanagementmalRnahmen zu erflllen.
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

(4)

(4)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

'Geplante MobilititsmanagementmafRnahmen sind mit Einreichung des Bauantrages
durch die Bauherrin oder den Bauherren im Rahmen des nach § 6 Absatz 4 zu erstel-
lenden vorhabenbezogenen Mobilitdtsnachweises bei der fiur das Mobilitdtsmanage-
ment zustandigen Stelle in Textform anzuzeigen. ?Die untere Bauaufsicht entscheidet
Uber deren Zulassigkeit nach Beteiligung der flir das Mobilititsmanagement zustandi-
gen Stelle entsprechend § 69 Absatz 1 der Bremischen Landesbauordnung.

'Die Verantwortung fir die Durchfiihrung der Malnahmen des Mobilititsmanagements
sowie der Nachweis hierliber obliegt dem Eigentimer oder der Eigentliimerin der An-
lage. 2Die furr das Mobilitadtsmanagement zustéandige Stelle kann verlangen, dass ihr die
Nachweise nach Satz 1 vorgelegt werden.Wird eine MalRnahme des Mobilitatsmana-
gements vorzeitig abgebrochen, ist dies der flr das Mobilitdatsmanagement zustandi-
gen Stelle unverziiglich anzuzeigen. *Die untere Bauaufsichtsbehorde kann die Eigen-
timerin oder den Eigentimer zur Zahlung eines anteiligen Abldsungsbetrags verpflich-
ten.®*Werden die zugelassenen MaRnahmen des Mobilititsmanagements (ber die ge-
samte Dauer einer nach § 6 Absatz 4 Satze 2 oder 3 festgelegten Laufzeit vorgehalten,
gilt die Pflicht zur Deckung des vorhabenbezogenen Mobilitdtsbedarfs nach § 3 als er-
fullt.

§8
Herstellung von Stellpldtzen fiir Kraftfahrzeuge

'Stellplatze flr Kraftfahrzeuge sind entweder auf dem Baugrundstlick oder nach Ab-
satz 2 in zumutbarer Entfernung auf einem anderen geeigneten Grundstiick herzustel-
len.

'"Werden Stellplatze auf einem anderen Grundstiick hergestellt, darf die fuBlaufige Ent-
fernung von der Grundstlicksgrenze des Baugrundstiickes

a) bei gewerblichen Stellplatzen in allen Gebietszonen und bei ausnahmsweise zulas-
sigen Stellplatzen in der Gebietszone | héchstens 500 Meter,

b) bei Stellplatzen fur Wohnungsbauvorhaben in der Gebietszonen Il und Ill h6chs-
tens 300 Meter,

betragen.

2Die Herstellung von Stellplatzen nach Satz 1 auf einem anderen Grundstiick muss fir
diesen Zweck o&ffentlich-rechtlich gesichert sein. *Die 6ffentlich-rechtliche Sicherung ist
der unteren Bauaufsichtsbehdrde vor Baubeginn nachzuweisen, sofern diese nicht be-
reits Voraussetzung fiir die Erteilung einer Baugenehmigung ist. “Unter den Vorausset-
zungen von Satz 1 bis 3 ist es auch zulassig, Stellplatze verschiedener Bauvorhaben
auf einem Grundstiick zusammengefasst nachzuweisen.

'Stellplatze missen erreichbar sein, ohne dass andere Stellplatze tiberquert werden
mussen. *Hintereinander liegende Stellplatze sind nur bei Wohngebauden der Gebau-
deklassen 1 und 2 mit nicht mehr als zwei Wohnungen zulassig.

"WVon dem nach §§ 4 und 5 ermittelten Stellplatznormbedarf sind mindestens vier Pro-
zent, bei Wohngebauden mit Wohnungen nach § 50 Absatz 1 der Bremischen Landes-
bauordnung mindestens jedoch ein Stellplatz flir Menschen mit Behinderungen auf
dem Baugrundstlick entsprechend den nach § 85 Absatz 5 der Bremischen Landes-
bauordnung als Technische Baubestimmung eingefiihrten technischen Regeln barrie-
refrei herzustellen und entsprechend zu kennzeichnen. ?Wird die Anlage erfahrungsge-
maf von einer groReren Zahl von Menschen mit Behinderungen besucht, ist die An-
zahl dieser Stellplatze entsprechend dem tatsachlichen Bedarf zu erhohen. *Weiterge-
hende Anforderungen nach § 51 Nummer 15 und 16 der Bremischen Landesbauord-
nung oder Herstellungseinschrankungen nach § 6 Absatz 2 bleiben unberthrt.
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

(5)

(7)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

'Samtliche Stellplatze miissen so angeordnet und hergestellt werden, dass sie die An-
lage von Kinderspielplatzen nach § 8 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung
nicht verhindern.

'Stellplatze dirfen nicht zweckentfremdet benutzt werden. ?Folgende Nutzungen gelten
nicht als zweckfremde Nutzung im Sinne des Satzes 1:

Abstellen von Fahrradern aller Art und deren Zubehor,
Nutzung als Carsharing-Stellplatz,
Nutzung als Ladestation fiir Elektromobilitat,

o Dn -

Einrichtung einer Mobilitatsstation und
5. die Vermietung von Stellplatzen an andere Personen.

'"Werden auf einem Grundstiick mehr als vier zusammenhangende oberirdische Stell-
platze geschaffen, ist flr je vier Stellplatze mindestens ein geeigneter Laubbaum zu
pflanzen. 2Die Anpflanzungen sind so zu platzieren, dass durch die Baume der Ein-
druck einer grofen befestigten Grundstiicksflache abgemildert wird; sie sollen mog-
lichst zwischen den einzelnen Stellplatzen liegen. *Die Baume sind fachgerecht zu
pflanzen und zu unterhalten sowie bei Verlust durch Neupflanzung zu ersetzen.

'Samtliche Stellplatze miissen spatestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme der
baulichen Anlage hergestellt sein. ?Die erganzenden Anforderungen an die Férderung
der Elektromobilitat sind zu beachten.

§9
Herstellung von Fahrradabstellplatzen

"Notwendige Fahrradabstellplatze sind in der baulichen Anlage oder auf dem Bau-
grundstiick in unmittelbarer Nahe des Eingangsbereichs herzustellen. 2Sie miissen von
der offentlichen Verkehrsflache aus ebenerdig oder Giber Rampen verkehrssicher und
leicht erreichbar sein. ®Die Sicherheit fir die Nutzerinnen und Nutzer der Fahrradab-
stellplatze ist durch gute Einsehbarkeit und Beleuchtung zu gewahrleisten.

Notwendige Fahrradabstellplatze dirfen ausnahmsweise auf einem anderen geeigne-
ten Grundstickstiick hergestellt werden, wenn

1.  die Herstellung auf dem Baugrundstlick nicht oder nur unter gro3en Schwierig-
keiten moéglich ist,

2. die fuBlaufige Entfernung von der Grundstlicksgrenze des Baugrundstuiickes in
allen Gebietszonen héchstens 100 Meter betragt und

3.  das andere Grundstuck fur die Herstellung entsprechend § 8 Absatz 2 Satze 2
bis 4 6ffentlich-rechtlich gesichert ist.

"Notwendige Fahrradabstellplatze missen
einzeln leicht zuganglich sein,
eine Flache von mindestens 1,5 Quadratmetern haben,

die Moglichkeit bieten, ein Fahrrad am Rahmen anzuschlie3en und

b~

einem Fahrrad durch einen Anlehnblgel einen sicheren Stand erméglichen; so-
fern Anlehnbugel beidseitig nutzbar sind, sind diese im Abstand von einem Meter
zueinander anzuordnen; dienen sie nur zum Anschlieen eines Fahrrades, ist ein
Abstand von 0,6 Metern ausreichend.

2Die Anforderungen des Satzes 1 Nummern 3 und 4 gelten nicht fir notwendige Fahr-
radabstellplatze in Abstellrdumen fliir Wohngebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5.
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

(4)

(1)

(2)

3)

(4)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

' Flachen mit mehr als zehn notwendigen Fahrradabstellplatzen sind zu Uberdachen.
2Jeder zehnte notwendige Fahrradabstellplatz muss durch eine zusétzliche Flache von
mindestens 1,5 Quadratmetern zum Abstellen von Lasten- oder Kinderanhangern ge-
eignet sein.

§ 8 Absatz 5, Absatz 6 Satz 1 und Absatz 8 Satz 1 gelten entsprechend.

§ 10
Ablosung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge

Fir die Ablésung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfs wird vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 die Hohe des Ablésungsbetrages je Stellplatz wie folgt festgelegt:

1. bei Nutzungen nach Nummer 2 bis 10 der Anlage 2 unter Zugrundelegung von
60 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten

a) inden Gebietszonen | und Il 18 600 Euro,
b) in der Gebietszone llI: 8 400 Euro,

2. bei Vorhaben von Wohnnutzungen nach Nummer 1 der Anlage 2 unter Zugrun-
delegung von 40 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten

a) inden Gebietszonen | und Il 12 600 Euro,
b) in der Gebietszone llI: 5 600 Euro.
Abweichend von Absatz 1 wird der Ablésungsbetrag bei Vorhaben
1. in Bezug auf Kulturdenkmaler,
2 in Baullcken nach Absatz 4,
3.  des gefdrderten Wohnungsbaus nach Absatz 5 oder
4

des Ausbaus, der Aufstockung oder der Nutzungsanderung im Bestand zu Nicht-
wohnzwecken

unter Zugrundelegung von 25 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskosten wie
folgt festgelegt:

a) in den Gebietszonen | und Il: 7 900 Euro,
b) in der Gebietszone lll: 3 500 Euro.

'Es ist zulassig, auch den nach § 7 Absatz 1 festgelegten Umfang an notwendigem
Mobilitatsmanagement vollstandig oder anteilig durch Ablésung zu erflllen.

'Baullicken im Sinne von Absatz 2 Nummer 2 sind im Zeitpunkt der Ablésung mindes-
tens seit vier Jahren unbebaute oder geringfligig bebaute Grundstiicke im Innenbe-
reich, die an einer im Ubrigen bebauten Stralle zwischen anderen bebauten Grundstu-
cken liegen und so innerhalb des Ortsbildes eine Unterbrechung der Bebauung darstel-
len. ?Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist bei Vorhaben in Baullicken durch ein
Baullicken-Testat der Stadtgemeinde nachzuweisen.

Fir Vorhaben des gefdrderten Wohnungsbaus im Sinne von Absatz 2 Nummer 3 ist
ein Nachweis von der fir das Wohnungswesen zustandigen Stelle erforderlich.

Eine Ablésung von Stellplatzen flir Menschen mit Behinderungen nach § 8 Absatz 4 ist
nur zuldssig, sofern

a) in allen Gebietszonen die Herstellung nicht oder nur mit unverhaltnismafigem
Mehraufwand méglich ist oder

b) in der Gebietszone | die fiir die Herstellung nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 erfor-
derliche Abweichung nicht erteilt werden kann.

Seite 8



Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

(7)

(1)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

'Die Zahlung des Ablésungsbetrages ist der unteren Bauaufsichtsbehorde vor Ertei-
lung der Baugenehmigung nachzuweisen. ?Bei Vorhaben, die gemaR § 62 der Bremi-
schen Landesbauordnung keiner Genehmigung beddrften, ist der Nachweis der Zah-
lung den erforderlichen Bauvorlagen beizufligen. *Eingezahlte Ablésungsbetrage
werden ganz oder anteilig zurlickerstattet, wenn das Bauvorhaben nicht ausgeflihrt
oder vor Aufnahme der Nutzung so geéndert wird, dass sich Anderungen im Stell-
platznormbedarf oder dessen geplanter Erflllung ergeben.

Die Einnahmen aus Ablésungsbetragen sind gemaf § 49 Absatz 2 der Bremischen
Landesbauordnung zu verwenden.

§ 11

Ablosung von Fahrradabstellplatzen

"Notwendige Fahrradabstellplatze dirfen nur abgeldst werden, sofern die Herstellung
nach § 9 nicht oder nur mit unverhaltnismaBigem Mehraufwand maglich ist. 2§ 10 Ab-
satz 7 und 8 gelten entsprechend.

'Fir die Ablosung notwendiger Fahrradabstellplatze wird die Hohe des Ablésungsbe-
trages unter Zugrundelegung von 80 Prozent der durchschnittlichen Herstellungskos-
ten wie folgt festgelegt:

1. in den Gebietszonen | und Il: 1 000 Euro,
2. in der Gebietszone llI: 400 Euro.

§12
Beseitigung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatzen

'Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze diirfen nur mit
Zustimmung der unteren Bauaufsichtsbehérde ganz oder teilweise beseitigt werden.
2Die Beseitigung ist in Textform bei der unteren Bauaufsichtsbehdérde zu beantragen;
der Antrag ist zu begriinden.

'Die Zustimmung nach Absatz 1 kann mit Auflagen oder Bedingungen versehen wer-
den. 2Insbesondere kann ein Ersatz durch MalRnahmen des Mobilititsmanagements
nach § 7 oder eine Ablésung nach §§ 10 oder 11 gefordert werden.

Die fir eine zu beseitigende Anlage abgeldsten Stellplatze sind bei einer anschlieen-
den Neubebauung auf den Bedarf des neuen Vorhabens anzurechnen.

§13
Abweichungen

Abweichungen von den Anforderungen dieses Ortsgesetzes kénnen unter den Voraus-
setzungen des § 67 der Bremischen Landesbauordnung auf Antrag zugelassen wer-
den.

Die Erteilung einer Abweichung nach Absatz 1 ist insbesondere maéglich, soweit

1. esin besonders begrindeten Ausnahmefallen unter Beriucksichtigung der Art und
Lage des Vorhabens sowie der Grundstuickssituation sachgerecht erscheint, den
notwendigen Anteil an Mobilititsmanagementmalnahmen nach § 7 Absatz 1 zu-
gunsten der Realherstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge zu reduzieren
oder zu ersetzen,

2. in der Gebietszone | die Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge entspre-
chend § 6 Absatz 2 ausnahmsweise zugelassen werden soll; dies kann insbeson-
dere in Betracht kommen, sofern

a) es unter Bericksichtigung der Art und Lage des Vorhabens sowie der Grund-
stickssituation sachgerecht erscheint oder
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Entwurf eines Mobilitdtsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)

Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Priifung, Stand 06.12.2021

b) es sich um
aa) Tiefgaragenstellplatze oder
bb) Stellplatze fir Menschen mit Behinderungen nach § 8 Absatz 4 handelt.
3. von den Entfernungsvorgaben nach § 8 Absatz 2 abgewichen werden soll,

nach § 8 Absatz 4 notwendige Stellplatze fur Kraftfahrzeuge fir Menschen mit Be-
hinderungen abgeldst werden sollen,

5. Stellplatzanlagen als Zwischennutzung nur befristet angelegt werden und deshalb
auf die Pflanzpflicht nach § 8 Absatz 7 verzichtet werden soll,

6. notwendige Fahrradabstellplatze ausnahmsweise auf einem anderen Grundstlick
hergestellt werden sollen und die Voraussetzungen nach § 9 Absatz 2 vorliegen
oder sie nach § 11 Absatz 1 abgel6st werden sollen oder

7. ermaligte Abldsungsbetrage nach § 10 Absatz 2 in Anspruch genommen werden
sollen.

'Der vollstandige oder anteilige Verzicht auf die Erflllung des Mobilitdtsbedarfs nach
§ 6 kann im Wege einer Abweichung nach § 67 der Bremischen Landesbauordnung
insbesondere zugelassen werden, bei

1. Ausbau, Aufstockung oder Umnutzung bestehender Gebaude zu Nichtwohnzwe-
cken, sofern Mobilitatsmanagement nicht funktionsgerecht méglich ist,

2. Nachberechnungen des gesamten Stellplatznormbedarfs auf Grundlage dieses
Gesetzes bei Erweiterungen oder Nutzungsanderungen von Bestandsnutzungen,

3. gemeinnitzigen Vereinen und nicht auf Gewinnerzielung ausgerichteten kulturel-
len Einrichtungen, wenn die Erfillung aufgrund der Art und der Lage nicht mog-
lich oder nicht bedarfsgerecht ist und

4. Zwischennutzungen bestehender Gebdude und Grundstiicke.

§ 14

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 83 Absatz 1 Nummer 1 der Bremischen Landesbauordnung
handelt, wer entgegen den Vorschriften dieses Ortsgesetzes

1.

entgegen den Vorschriften dieses Ortsgesetzes die festgesetzten Mobilitatsmanage-
mentmalnahmen nicht erfillt und der Bauaufsichtsbehérde nicht anzeigt, dass die ver-
einbarten Voraussetzungen fur MobilitdtsmanagementmalRnahmen nicht mehr vorlie-
gen,

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze nicht in der erfor-
derlichen Anzahl und Beschaffenheit herstellt oder ablost,

Stellplatze fir Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze zweckentfrem-
dend benutzt und

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge sowie notwendige Fahrradabstellplatze beseitigt.

§ 15

Ubergangsvorschrift

Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren bereits vor dem (einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Ortsgesetzes) eingeleitet worden sind, sind die Bestimmungen dieses
Ortsgesetzes nur insoweit anzuwenden, als sie gegeniber dem bis dahin geltenden Recht
eine gunstigere Regelung enthalten.
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Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

§ 16
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

'Dieses Ortsgesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Stell-
platzortsgesetz Bremen vom 18. Dezember 2012 (Brem.GBI. S. 555 — 2130-d-1a) aul3er
Kraft.

Bremen, den

Der Senat
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Anlage 1 (zu § 2) — Ubersichtskarte der Gebietszonen
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Gebietszone | = inneres Stadtgebiet

Gebietszone Il = innenstadtnahe Quartiere, Uberseestadt, Universitat, Ortsteile Grohn und
Vegesack

Gebietszone Il = (ibriges Stadtgebiet, stadtbremisches Uberseehafengebiet Bremerhaven



Anlage 2 (zu § 4 Absatz 1)

Richtzahlentabelle zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs fiir Stellplatze fir Kraft-
fahrzeuge und der Anzahl an notwendigen Fahrradabstellpladtzen

Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf notwendige
fur Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatze'
1. Wohngebaude? Gebiets- Gebiets- nur fiir Wohngebaude mit
zonen | zone lll mehr als 2 Wohnungen
und I
1.1 Gebaude mit bis zu 3 Wohnungen keiner, 1 je 30m 2 Gesamt-Wohnfla-
da Bagatellgrenze nach | che
§ 5 Absatz 3, mindestens 3
1.2 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen | 0,6 je 0,8 je 1 je 30m 2 Gesamt-Wohnfla-
uber jeweils 40 m? Wohnflache oder Wohnung | Wohnung che
Reihenhauszeilen mindestens 6
1.3 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen | 0,25 je 0,5je 1 je Wohnung unter 40 m?
unter jeweils 40 m? Wohnflache Wohnung Wohnung Wohnflache
1.4 Gebaude mit mehr als 3 Wohnungen | 0,25 je 0,5je 1 je 30m 2 Gesamt-Wohnfla-
des gefdérderten Wohnungsbaus mit Wohnung | Wohnung che
Nachweis mindestens 6
1.5 Wochenend- und Ferienhduser 1 je Wohnung 1 je 30 m* Wohnflache
1.6 Kinder- Jugend-, und Studierenden- 1 je 15 Betten, 1 je Bett
wohnheime mindestens 2
1.7 Sonstige Wohnheime 1 je 4 Betten, 1 je 2 Betten
mindestens 2
1.8 selbstbestimmte Wohnformen fir al- 0,25 je Wohnung 0,5 je Wohnung
tere Menschen oder Menschen mit mindestens 2 mindestens 2
Behinderungen
Gebaude mit Biiro-, Verwaltungs- und Praxisraumen3
21 Buro- und Verwaltungsraume allge- 1 je 40 m? Nutzflache 1 je 40 m? Nutzflache
mein
2.2 Raume mit erheblichem Besucherver- | 1 je 25 m? Nutzflache 1 je 25 m? Nutzflache
kehr (Schalter-, Abfertigungs- oder
Beratungsraume, Arztpraxen u. dgl.)
Verkaufsflachen in Verkaufsstatten®
3.1 Laden, Geschaftshauser 1 je 40 m? Verkaufsnutz- | 1 je 40 m? Verkaufsnutzfla-
flache che
3.2 Laden und Geschéftshauser mit be- 1 je 50 m? Verkaufsnutz- | 1 je 50 m? Verkaufsnutzfla-
sonders geringem Besucherverkehr flache che
3.3 Einkaufszentren, grof¥flachige Einzel- | 1 je 15 m? Verkaufsnutz- | 1 je 50 m? Verkaufsnutzfla-

handelsbetriebe mit einer Verkaufs-
nutzflache von insgesamt mehr als
1000 m? aulRerhalb von Kerngebieten

flache

che




Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf notwendige
fur Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatze’
Versammlungsstatten (auBer Sportstatten), Kirchen
4.1 Versammlungsstatten (z.B. Theater, 1 je 5 Sitzplatze 1 je 10 Sitzplatze
Konzerthauser, Mehrzweckhallen, Ki-
nos)
4.2 Kirchen oder andere Gebaude der 1 je 30 Sitzplatze 1 je 20 Sitzplatze
Religionsausibung
Sportstatten
5.1 Sportplatze, Sportstatten und Sport- 1 je 500 m? Sportflache, | 1 je 250 m? Sportflache, zu-
stadien zusatzlich 1 je 15 Besu- | satzlich 1 je 15 Besucher-
cherplatze platze
5.2 Sporthallen 1 je 50 m? Hallenflache, 1 je 30 m? Hallenflache, zu-
zusatzlich 1 je 15 Besu- | satzlich 1 je 15 Besucher-
cherplatze platze
5.3 Freibader 1 je 250 m? Grundsticks- | 1 je 250 m? Grundstiicksfla-
flache che
54 Hallenbader 1 je 10 Kleiderablagen 1 je 10 Kleiderablagen zu-
zusatzlich 1 je 15 Besu- | satzlich 1 je 10 Besucher-
cherplatze platze
5.5 Tennisplatze, Squash-Anlagen 2 je Spielfeld, zusatzlich | 2 je Spielfeld, zusatzlich
1 je 15 Besucherplatze 1 je 15 Besucherplatze
5.6 Tanzschulen, Fitnesscenter, Sauna- 1 je 5 Kleiderablagen 1 je 5 Kleiderablagen
betriebe, Solarien, und ahnliche ge-
werbliche Einrichtungen
5.7 Minigolfplatze 5 je Minigolfanlage 5 je Minigolfanlage
5.8 Kegel- und Bowlingbahnen 2 je Bahn 2 je Bahn
5.9 Bootsliegeplatze 1 je 5 Liegeplatze 1 je 5 Liegeplatze
5.10 Reitanlagen 1 je 5 Pferdeeinstell- 1 je 5 Pferdeeinstellplatze
platze
Gaststatten und Beherbergungsbetriebe*
6.1 Gaststatten von értlicher Bedeutung, 1 je 15 m? Nutzflache 1 je 15 m? Nutzflache
Imbissbetriebe
6.2 Gaststatten von uberortlicher Bedeu- | 1 je 9 m? Nutzflache 1 je 18 m? Nutzflache
tung
6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und an- | 1 je 3 Beherbergungs- 1 je 10 Beherbergungs-
dere Beherbergungsbetriebe raume, flr zugehorigen raume, flr zugehorigen
Restaurationsbetrieb Restaurationsbetrieb
Zuschlag nach 6.1 Zuschlag nach 6.1
6.4 Jugendherbergen 1 je 10 Betten 1 je 5 Betten
7. Krankenhauser
71 Krankenhauser, Privatkliniken 1 je 5 Betten 1 je 15 Betten
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Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

Nr. Verkehrsquelle Stellplatznormbedarf notwendige
fur Kraftfahrzeuge Fahrradabstellplatze’
7.2 Pflegeheime und andere Einrichtun- 1 je 8 Betten 1 je 15 Betten
gen zur Pflege oder Betreuung von
Personen mit Pflegebedirftigkeit oder
Behinderung
Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendférderung
8.1 Grundschulen 0, 5 je Klassenraum 6 je Klassenraum ohne
ohne Fachraume Fachraume
8.2 Sonstige allgemeinbildende Schulen, | 0, 5 je Klassenraum 10 je Klassenraum ohne
ohne Fachraume Fachraume
8.3 Berufsschulen 2 je Klassenraum ohne 10 je Klassenraum ohne
Fachraume Fachraume
8.4 Sonderschulen fir Menschen mit Be- | 1 je Gruppenraum 2 je Gruppenraum
hinderung, Bildungseinrichtungen und
Werkstatten fir Menschen mit Behin-
derung
8.5 Fachhochschulen, Hochschulen inkl. 1 je 10 Studierende 1 je 4 Studierende
ihrer Forschungsbereiche
8.6 Tageseinrichtungen fir Kinder 1 je Gruppenraum 2 je Gruppenraum
8.7 Jugendfreizeitheime und dgl. 1 je 20 Besucherplatze 1 je 2 Besucherplatze
9. Gewerbliche Anlagen
9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 je 70 m? Nutzflache 1 je 70 m? Nutzflache
oder 3 je Beschaftigte oder 3 je Beschaftigte
9.2 Lagerraume, Lagerplatze, Ausstel- 1 je 100 m2 Nutzflache 1 je 100 m2 Nutzflache
lungs- und Verkaufsplatze oder je 3 Beschéftigte oder je 3 Beschéftigte
9.3 Kraftfahrzeugwerkstatten® 6 je Wartungs- und 1 je 70 m? Nutzflache
Reparaturstand
9.4 Tankstellen mit Pflegeplatzen® 4 je Pflegeplatz, 1 je 50 m? Verkaufsnutzfla-
zusatzlich 1 je 50 m? che
Verkaufsnutzflache
9.5 Automatische Kraftfahrzeugwasch- 4 je Waschanlage® entfallt
strallen und Selbstbedienungswasch-
platze®
10. Verschiedenes
101 Kleingartenanlagen 1 je 3 Kleingarten 1 je 3 Kleingarten
10.2 Friedhofe 1 je 2.000 m? Grund- 1 je 1.000 m? Grundstiicks-
stucksflache flache
10.3 Spielhallen, Wettbiros und sonstige 1 je 20 m? Nutzflache, 1 je 20 m? Nutzflache, min-

Vergnugungsstatten

mindestens 3

destens 3
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Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhérung und Abstimmung nach refé. Prifung, Stand 06.12.2021

Anmerkungen:

o Fur die Berechnung der Wohnflachen (Nummern 1.1 bis 1.5) ist die »Verordnung
uber wohnungswirtschaftliche Berechnungen (Zweite Berechnungsverordnung - 1.
BV)« zugrunde zu legen.

o Der Begriff Nutzflache ist grundsatzlich entsprechend den Regelungen der DIN 277
zu definieren.

1) Je nach Lage und Sortiment kann eine geringere Anzahl von Fahrradabstellplatzen
zugelassen werden.

2) Fir diese Nutzungsarten ist nach § 5 Absatz 2 Nummer 1 keine Reduzierung des
Stellplatznormbedarfs moglich.

3) Grundflache aller dem Kundenverkehr dienenden Raume mit Ausnahme von Fluren,
Treppenraumen, Toiletten, Waschraumen und Garagen.

4) Flachen fiir Kantinen, Erfrischungsraume, Cafeterien u.a. bleiben aulder Betracht.

5) Fir diese Nutzungsarten ist nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 keine Reduzierung des
Stellplatznormbedarfs moglich.

6) Bei automatisierten WaschstraRen muss zusatzlich ein Stauraum fiir mindestens 40 Kraft-
fahrzeuge vorhanden sein.
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Anlage 3 (zu § 7 Absatz 2)

Ubersicht der zulidssigen Mobilititsmanagementmafnahmen und Kategorisierung nach Wirkung

Die MaRnahmen des Mobilitatsmanagements, die gemaf § 7 MobBauOG HB umgesetzt werden, missen zu einer Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs oder des ruhenden Verkehrs fiihren, damit sie den Bedarf an der Herstellung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge dauerhaft
reduzieren kénnen. Die nachfolgende Kategorisierung der zulassigen MalRnahmen bezieht sich jeweils auf die verkehrliche Wirkung.

Kategorie MaRnahme Art der Umsetzun Zuléssig fiir Vorhaben nach Anlage 2
Malbinanme Art der Umsetzung :
(Richtzahlentabelle)
Ubertragbare OPNV-Zeitkarte (MIA/MIAplus) fiir private nur fir Wohnnutzungen nach Nummer 1
) Nutzung
OPNV-Zeitkarten Dauerhafte Jobticket-Angebote fur Arbeithnehmer*innen nur fur sonstige Vorhaben nach
Ubertragbare OPNV-Karte (MIA/MIAplus) fir Dienstwege Nummern 2 bis 10
Bahncard 25, 50 oder 100 flir Arbeitnehmer*innen nur flr sonstige Vorhaben nach
Bahncard .
Nummern 2 bis 10
Einrichtung einer Station auf Grundstiick alle
Betriebskostenzuschuss zu einem Carsharing-Angebot in | alle
Kategorie 1 Carsharing der ndheren Umgebung
Mobilitatsangebote Mitgliedschaft fir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*in- | alle
mit der hochsten nen
Wirkung . . - " :
Taxi Taxi-Gutscheine fir Bewohner*innen oder Arbeitneh- alle

mer*innen

Fahrgemeinschaften

Dauerhafte Vermittlung und Anreize fur Fahrgemeinschaf-
ten

nur fur sonstige Vorhaben nach
Nummern 2 bis 10

Premium-Parkplatze fir Fahrgemeinschaften

nur flr sonstige Vorhaben nach
Nummern 2 bis 10

Fahrradabstellplatze

Einrichtung zusatzlicher Fahrradabstellplatze

alle

Einrichtung zusatzlicher Fahrradabstellplatze mit Ausstat-
tungsmerkmalen nach § 10 Absatz 4

alle




Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhdrung und Abstimmung nach ref6. Prifung, Stand 06.12.2021

Zulassig fiir Vorhaben nach Anlage 2

Kateqgorie
nateqorie MaBRnahme Art der Umsetzung (Richtzahlentabelle)

Station (inkl. Anschaffung von Réader) alle
Kategorie 2 Lastenrader Mitgliedschaft fiir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*in- | alle

In der Regel nur zu- nen

I&ssig in Kombina- : -

tion mit MaRnahmen | | Station auf Grundsttick alle
aus Kategorie 1 Bikesharing Mitgliedschaft fiir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*in- | alle

nen

Bahncard Bahncard 25 oder 50 fiir Bewohner*innen nur fir Wohnnutzungen nach Nummer 1

] Station auf Grundstick alle
E-Tretrollersharing/E- — - : - :
Mopedsharing Mitgliedschaft fiir Bewohner*innen oder Arbeitnehmer*in- | alle
nen
Kategorie 3 ) ) o
In der Regel nur zu- (Fahrrad-) Werkstatt Herstellung und Betrieb einer gemeinnutzigen Fahrrad- alle
. . werkstatt
I&ssig in Kombina-
tion mit MaRnahmen Zusatz- Beschaffung und Angebot von Fahrradanhanger, zweirad- | alle
aus Kategorie 1 T ittel rige Einkaufswagen (,Hackenporsche®), Bollerwagen,
und 2 ransportmitte Sackkarren etc. fUr den geteilten Gebrauch
; Einrichtung einer Packstation auf dem Grundstlck zur Ver- | alle
Paketwande . .
meidung von Lieferverkehre
Ladeinfrastruktur far Einrichtung von Ladeinfrastruktur fir Carsharing, E-Las- alle
Sharing-Angebote tenrader, E-Bikes und Pedelecs
Erstellung eines Kommunikationskonzeptes und dauer- alle
hafte Aushangeschilder am oder im Objekt
Kommunikationskonzept direkte Nutzerinformation (z.B. bei Einzug, Einstellung, alle
Newsletter, etc.)
regelmafige ,offene Kommunikationsveranstaltungen® alle

mindestens 1x jahrlich
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Entwurf eines Mobilitatsbauortsgesetzes fir die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG HB)
Anderungen nach Anhdrung und Abstimmung nach ref6. Prifung, Stand 06.12.2021

Anmerkungen:

1.

Die aufzuwendende Gesamtsumme fur das Mobilitdtsmanagement soll mindestens 90% des nach § 10 alternativ notwendigen Abldsebetra-
ges betragen. Liegt der ermittelte Kapitaleinsatz bei einem ansonsten zustimmungsfahigen Mobilitdtskonzept deutlich unter diesem Schwel-
lenwert, so ist der Differenzbetrag bis zu 90 % der ansonsten erforderlichen Ablésesumme als Teilablésung im Sinne des § 10 zu entrichten.

Maflnahmen der Kategorie 3 kdnnen nur in Kombination mit den MalRnahmen aus der Kategorie 1 und 2 umgesetzt werden.
Mobilitatskonzepte missen eine Laufzeit von mindestens 5 Jahre betragen

Fir jedes Mobilitatskonzept ist ein Kommunikationskonzept verpflichtend. Bei Bauantrag muss dargestellt werden, wie die Mobilitatsange-
bote der Nutzerschaft der baulichen Anlage:

4.1 vor dem Einzug / Einstellung (z.B. bei der Bekanntmachung)

4.2 bei dem Einzug

4.3 und wahrend des dortigen Wohnens / Arbeitens

4.4 kommuniziert und zuganglich gemacht werden.

Der gemeinsame Nutzen der Mobilitatsangebote steht im Vordergrund.

In Einzelfallen ist es mdglich von den o.g. Regeln abzuweichen, wenn die Mobilitatsbedlrfnisse der Nutzergruppe von der Norm abweichen.
Einem Mobilitatskonzept kdnnen folgende MalRnahmen/Kosten nicht angerechnet werden:

71 Herstellungskosten von Pkw-Stellplatze (Ausnahmen kénnen im Zusammenhang mit Carsharing gelten)

7.2 Ladeinfrastruktur fir rein private Fahrzeuge (keine Sharing-Fahrzeuge)
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	13. § 13 Absatz 3 Nr. 1 Abweichungsmöglichkeit für Nichtwohnungsbau nur, wenn MobM nicht funktionsgerecht möglich ist
	14. § 14 Nummer 3  neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand der Zweckentfremdung hinzugefügt
	Anlage 2 (zu § 4 Absatz 1)
	Richtzahlentabelle zur Ermittlung des Stellplatznormbedarfs für Stellplätze für Kraftfahrzeuge und der Anzahl an notwendigen Fahrradabstellplätzen
	notwendige Fahrradabstellplätze1
	Stellplatznormbedarf für Kraftfahrzeuge
	Verkehrsquelle
	Nr.
	nur für Wohngebäude mit mehr als 2 Wohnungen
	Gebiets-zone III
	Gebiets-zonen I und II
	Wohngebäude2
	1.
	1 je 30m ² Gesamt-Wohnfläche
	keiner, da Bagatellgrenze nach § 5 Absatz 3, 
	Gebäude mit bis zu 3 Wohnungen 
	1.1
	mindestens 3 
	1 je 30m ² Gesamt-Wohnfläche
	0,8 je Wohnung
	0,6 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen über jeweils 40 m² Wohnfläche oder Reihenhauszeilen 
	1.2
	mindestens 6
	1 je Wohnung unter 40 m² Wohnfläche
	0,5 je Wohnung
	0,25 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen unter jeweils 40 m² Wohnfläche
	1.3
	1 je 30m ² Gesamt-Wohnfläche
	0,5 je Wohnung
	0,25 je Wohnung
	Gebäude mit mehr als 3 Wohnungen des geförderten Wohnungsbaus mit Nachweis
	1.4
	mindestens 6
	1 je 30 m² Wohnfläche
	1 je Wohnung
	Wochenend- und Ferienhäuser
	1.5
	1 je Bett
	1 je 15 Betten, mindestens 2
	Kinder- Jugend-, und Studierendenwohnheime
	1.6
	1 je 2 Betten
	1 je 4 Betten, mindestens 2
	Sonstige Wohnheime
	1.7
	0,5 je Wohnungmindestens 2
	0,25 je Wohnungmindestens 2 
	selbstbestimmte Wohnformen für ältere Menschen oder Menschen mit Behinderungen
	1.8
	Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen3
	2. 
	1 je 40 m² Nutzfläche
	1 je 40 m² Nutzfläche
	Büro- und Verwaltungsräume allgemein
	2.1
	1 je 25 m² Nutzfläche
	1 je 25 m² Nutzfläche
	Räume mit erheblichem Besucherverkehr (Schalter-, Abfertigungs- oder Beratungsräume, Arztpraxen u. dgl.)
	2.2
	Verkaufsflächen in Verkaufsstätten3
	3.
	1 je 40 m² Verkaufsnutzfläche
	1 je 40 m² Verkaufsnutzfläche
	Läden, Geschäftshäuser
	3.1
	1 je 50 m² Verkaufsnutzfläche
	1 je 50 m² Verkaufsnutzfläche
	Läden und Geschäftshäuser mit besonders geringem Besucherverkehr
	3.2
	1 je 50 m² Verkaufsnutzfläche
	1 je 15 m² Verkaufsnutzfläche
	Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsnutzfläche von insgesamt mehr als 1000 m² außerhalb von Kerngebieten
	3.3
	Versammlungsstätten (außer Sportstätten), Kirchen
	4.
	1 je 10 Sitzplätze
	1 je 5 Sitzplätze
	Versammlungsstätten (z.B. Theater, Konzerthäuser, Mehrzweckhallen, Kinos)
	4.1
	1 je 20 Sitzplätze
	1 je 30 Sitzplätze
	Kirchen oder andere Gebäude der Religionsausübung
	4.2
	Sportstätten
	5.
	1 je 250 m² Sportfläche, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	1 je 500 m² Sportfläche, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	Sportplätze, Sportstätten und Sportstadien
	5.1
	1 je 30 m² Hallenfläche, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	1 je 50 m² Hallenfläche, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	Sporthallen
	5.2
	1 je 250 m² Grundstücksfläche
	1 je 250 m² Grundstücksfläche
	Freibäder
	5.3
	1 je 10 Kleiderablagen zusätzlich 1 je 10 Besucherplätze
	1 je 10 Kleiderablagen zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	Hallenbäder
	5.4
	2 je Spielfeld, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	2 je Spielfeld, zusätzlich 1 je 15 Besucherplätze
	Tennisplätze, Squash-Anlagen
	5.5
	1 je 5 Kleiderablagen
	1 je 5 Kleiderablagen
	Tanzschulen, Fitnesscenter, Saunabetriebe, Solarien, und ähnliche gewerbliche Einrichtungen
	5.6
	5 je Minigolfanlage
	5 je Minigolfanlage
	Minigolfplätze
	5.7
	2 je Bahn
	2 je Bahn
	Kegel- und Bowlingbahnen
	5.8
	1 je 5 Liegeplätze
	1 je 5 Liegeplätze
	Bootsliegeplätze
	5.9
	1 je 5 Pferdeeinstellplätze
	1 je 5 Pferdeeinstellplätze
	Reitanlagen
	5.10
	Gaststätten und Beherbergungsbetriebe4
	6.
	1 je 15 m² Nutzfläche 
	1 je 15 m² Nutzfläche
	Gaststätten von örtlicher Bedeutung, Imbissbetriebe
	6.1
	1 je 18 m² Nutzfläche 
	1 je 9 m² Nutzfläche 
	Gaststätten von überörtlicher Bedeutung
	6.2
	1 je 10 Beherbergungsräume, für zugehörigen Restaurationsbetrieb Zuschlag nach 6.1 
	1 je 3 Beherbergungsräume, für zugehörigen Restaurationsbetrieb Zuschlag nach 6.1 
	Hotels, Pensionen, Kurheime und andere Beherbergungsbetriebe
	6.3
	1 je 5 Betten
	1 je 10 Betten
	Jugendherbergen
	6.4
	Krankenhäuser
	7.
	1 je 15 Betten 
	1 je 5 Betten 
	Krankenhäuser, Privatkliniken
	7.1
	1 je 15 Betten 
	1 je 8 Betten 
	Pflegeheime und andere Einrichtungen zur Pflege oder Betreuung von Personen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung
	7.2
	Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendförderung
	8.
	6 je Klassenraum ohne Fachräume
	0, 5 je Klassenraum ohne Fachräume
	Grundschulen
	8.1
	10 je Klassenraum ohne Fachräume
	0, 5 je Klassenraum ohne Fachräume
	Sonstige allgemeinbildende Schulen, 
	8.2
	10 je Klassenraum ohne Fachräume
	2 je Klassenraum ohne Fachräume
	Berufsschulen
	8.3
	2 je Gruppenraum
	1 je Gruppenraum
	Sonderschulen für Menschen mit Behinderung, Bildungseinrichtungen und Werkstätten für Menschen mit Behinderung
	8.4
	1 je 4 Studierende
	1 je 10 Studierende
	8.5
	2 je Gruppenraum
	1 je Gruppenraum
	Tageseinrichtungen für Kinder
	8.6
	1 je 2 Besucherplätze
	1 je 20 Besucherplätze
	Jugendfreizeitheime und dgl.
	8.7
	Gewerbliche Anlagen
	9.
	1 je 70 m² Nutzfläche oder 3 je Beschäftigte
	1 je 70 m² Nutzfläche oder 3 je Beschäftigte
	Handwerks- und Industriebetriebe
	9.1
	1 je 100 m² Nutzfläche oder je 3 Beschäftigte
	1 je 100 m² Nutzfläche oder je 3 Beschäftigte
	Lagerräume, Lagerplätze, Ausstellungs- und Verkaufsplätze
	9.2
	1 je 70 m² Nutzfläche
	6 je Wartungs- und Reparaturstand
	Kraftfahrzeugwerkstätten5
	9.3
	1 je 50 m² Verkaufsnutzfläche
	4 je Pflegeplatz, zusätzlich 1 je 50 m² Verkaufsnutzfläche 
	Tankstellen mit Pflegeplätzen5
	9.4
	entfällt
	4 je Waschanlage6
	Automatische Kraftfahrzeugwaschstraßen und Selbstbedienungswaschplätze5
	9.5
	Verschiedenes
	10.
	1 je 3 Kleingärten
	1 je 3 Kleingärten
	Kleingartenanlagen
	10.1
	1 je 1.000 m² Grundstücksfläche
	1 je 2.000 m² Grundstücksfläche
	Friedhöfe
	10.2
	1 je 20 m² Nutzfläche, mindestens 3
	1 je 20 m² Nutzfläche, mindestens 3
	Spielhallen, Wettbüros und sonstige Vergnügungsstätten
	10.3

